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weiter ausgeführt: „Dies darf jedoch nicht so weit gehen, 
daß er seiner Beaufsichtigungspflicht überhaupt nicht nach- 
kommen kann oder diese ein solches Maß an Aufmerksam­
keit erfordert, das ihm bei einem Gaststättenaufenthalt, 
der auch seiner Erholung und Entspannung dienen soll, 
nicht zugemutet werden kann.“ Dieser Gesichtspunkt muß 
insbesondere bei solchen Gaststätten an Gewicht gewinnen, 
die nicht nur a u c h ,  sondern vor ' a l l e m  der Erholung 
und Entspannung dienen.

Wie soll ein Gast in einer Tanzgaststätte die mit ihrem 
Besuch verbundene Zielsetzung verwirklichen, auf einer 
speziellen Tanzfläche zu tanzen und möglicherweise in 
einer Tanzpause auch eine etwa vorhandene besondere 
Barecke aufzusuchen, ohne zugleich seine Pflicht zur Be­
aufsichtigung seiner Garderobe zu verletzen und damit das 
Risiko ihres Verlusts einzugehen? In diesem Fall ist es 
m. E. nicht gerechtfertigt, allein die objektive Möglichkeit, 
seine Garderobe selbst zu beaufsichtigen, als Maßstab an­
zusehen, wie es das Bezirksgericht Erfurt in seiner Ent­
scheidung getan hat.

Die Pflichten, die Gaststätten gegenüber ihren Gästen 
haben, ergeben sich nicht zuletzt auch aus ihren spezifi­
schen Versorgungsaufträgen (§■§ 10, 43 Abs. 2, 134 Abs. 1 
ZGB). Sie haben daher solche Voraussetzungen zu schaf­
fen, daß sich die Gäste auch der vorgesehenen Unterhal­
tung widmen können, ohne ständig um ihre Garderobe be­
sorgt sein zu müssen. Deshalb sollten in solchen Gaststät­
ten gesonderte Garderobeaufbewahrungen eingerichtet 
werden.

Diese Forderung ist auch auf sonstige Gaststätten aus­
zudehnen, soweit diese Tanzveranstaltungen durchführen, 
insbesondere wenn sie für diese speziellen Unterhaltungs­
leistungen ein Eintrittsgeld erheben.

Es ist daher nicht gerechtfertigt, ohne weiteres davon 
auszugehen, daß die Gäste ihre Garderobe selbst beaufsich­
tigen können, wenn lediglich die allgemein an Gaststätten 
zu stellenden Anforderungen hinsichtlich der Garderobe­
ablagen erfüllt wurden, denn hier sind spezielle Anforde­
rungen zu stellen. Allein die objektive Möglichkeit, daß 
der Gast von seinem Platz aus seine Garderobe selbst be­
aufsichtigen kann — vorausgesetzt, er verläßt ihn nicht —, 
kann für Tanzgaststätten nicht zur Grundlage der Verhal­
tensanforderungen gemacht werden.

Die an den Gast zu stellenden Anforderungen, seine 
Garderobe selbst zu beaufsichtigen, dürfen unter diesen 
Aspekten nicht überspitzt werden. Je nach den konkreten 
Umständen wird daher auch eine Verantwortlichkeit der 
betreffenden Gaststätte in Betracht kommen können, wenn 
der Verlust oder die Beschädigung von Garderobe letzt­
lich dadurch ermöglicht wurde, daß die Gaststätte nicht 
für eine gesonderte Garderobeaufbewahrung gesorgt hat.
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Verwirklichung der arbeitsrechtlichen 
materiellen Verantwortlichkeit
Konsequenz und Beharrlichkeit müssen die Arbeit der 
Konfliktkommission prägen, wenn es darum geht, zum 
Schutz des sozialistischen Eigentums mit den Mitteln des 
sozialistischen Arbeitsrechts nachhaltigen Einfluß auf den 
betrieblichen Reproduktionsprozeß auszuüben. Es ist nicht 
zuletzt das Verdienst der Konfliktkommission der Kon­
sumgenossenschaft des Kreises Schleiz, wenn dieser Be­
trieb seit Jahren gute Ergebnisse bei der Bekämpfung von 
Inventurdifferenzen verzeichnen kann. Das wurde erreicht, 
weil — bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen — 
verantwortungslos arbeitende Werktätige konsequent ma­
teriell zur Rechenschaft gezogen wurden, und weil zugleich

die Verantwortung der Leiter erhöht und durchgesetzt 
wurde. An einem Beispiel soll das verdeutlicht werden:

Am 14. November 1978 ging bei der Konfliktkommission 
der Antrag ein, die Leiterin einer Gaststätte gemäß § 261 
Abs. 2 AGB materiell zur Verantwortung zu ziehen, da sie 
durch Überlagerung von Bohnenkaffee einen Schaden von 
290 M verursacht habe. Der Schaden war im August 1978 
durch die Urlaubsvertretung festgestellt worden. An der 
Verantwortlichkeit der Gaststättenleiterin schien kein 
Zweifel zu bestehen.

Während der Beratung stellte die Konfliktkommission 
jedoch fest, daß der zuständige Abteilungsleiter von der 
Überlagerung des Kaffees schon früher informiert gewe­
sen sein mußte, denn sie war bereits während einer Inven­
tur im Februar 1978 festgestellt worden, und der Abtei­
lungsleiter hatte spätestens am 3. März 1978 davon Kennt­
nis. Da gemäß § 265 Abs. 1 AGB von diesem Tag an die 
Frist von drei Monaten lief, war die Geltendmachung der 
materiellen Verantwortlichkeit im November 1978 ausge­
schlossen. Die Konfliktkommission wies also den Antrag 
zurück und gab zugleich dem Vorstand der Konsumgenos­
senschaft die Empfehlung, die materielle Verantwortlich­
keit des für die Fristversäumnis Verantwortlichen geltend 
zu machen.

Entgegen seinen ursprünglichen Vorstellungen, die Ver­
säumung der Frist lediglich zu mißbilligen, stellte der Vor­
stand der Konsumgenossenschaft nunmehr den Antrag auf 
Geltendmachung der materiellen Verantwortlichkeit ge­
gen den zuständigen Abteilungsleiter, der entsprechend 
der betrieblichen Verteilung der Pflichten für die Geltend­
machung der materiellen Verantwortlichkeit gegenüber der 
Gaststättenleiterin verantwortlich war. Ausgehend davon, 
daß von ihr mindestens 200 M Schadenersatz hätten gefor­
dert werden können (eine solche Forderung war vom Vor­
stand erhoben worden), hatte der Vorstand den Antrag 
gestellt, den Abteilungsleiter in Höhe von 75 M materiell 
verantwortlich zu machen. Die Konfliktkommission hielt 
50 M Schadenersatz für ausreichend, um den Abteilungs­
leiter künftig zu einer verantwortungsbewußteren Arbeit zu 
erziehen.

Als Ursache der Pflichtverletzung dieses Leiters stellte 
sich in der Beratung der Konfliktkommission heraus, daß 
er sich gescheut hatte, sich nach Bekanntwerden des durch 
die Überlagerung des Kaffees entstandenen Schadens mit 
der Gaststättenleiterin auseinanderzusetzen, weil er be­
fürchtete, diese als Arbeitskraft zu verlieren. Eine solche 
Einstellung fördert aber Unordnung und Ungesetzlichkei­
ten und stärkt keineswegs die Autorität eines Leiters.

Im Interesse einer gründlichen Auswertung dieser Be­
ratung der Konfliktkommission mit den leitenden Mitar­
beitern hat der Vorsitzende der Konfliktkommission dem 
Vorstand der Konsumgenossenschaft vorgeschlagen, zu 
Fragen der materiellen Verantwortlichkeit und zu den 
Pflichten, die die Leiter im Zusammenhang mit ihrer kon­
sequenten Durchsetzung haben, eine Schulung durchzufüh­
ren. Diesem Vorschlag wurde entsprochen.

Im Betrieb hat die Beratung der Konfliktkommission 
viele Diskussionen ausgelöst. Solche Auffassungen, daß aus 
Gründen der Arbeitskräftesituation Zugeständnisse hin­
sichtlich der Geltendmachung der materiellen Verantwort­
lichkeit zum Schutz des sozialistischen Eigentums unver­
meidlich seien, konnten überwunden werden. Es ist wich­
tig, daß gerade die Leiter die Position der Konfliktkom­
mission unterstützen, konsequent gegen a l l e  Gesetzesver­
letzungen in der gesetzlich vorgeschriebenen Weise vorzu­
gehen. Die Beratung hat sicher dazu beigetragen, in die­
sem Betrieb ein solches verantwortungsbewußtes Verhal­
ten zu fördern.
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